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kommen vor, über das der Deutsche Bundestag abstim-
men könnte.

Drittens: Bundeswirtschaftsminister Gabriel und der 
DGB haben ein Positionspapier zum Freihandelsabkom-
men TTIP veröffentlicht. Der SPD-Parteikonvent hat 
dieses Positionspapier am vergangenen Samstag 
ebenfalls beschlossen und gleichzeitig die darin enthalte-
nen Aussagen und aufgezeigten roten Linien auf das 
Abkommen mit Kanada, CETA, bezogen (www.spd.de/
linkableblob/123760/data/20140920_parteikonvent_be 
schluss_ttip.pdf). Die darin getroffenen Aussagen teile 
ich vollständig. Der Antrag der Linken zitiert zwar 
einzelne Sätze des Positionspapiers, es fehlen aber we-
sentliche Teile, weil die Linke diese Freihandelsabkom-
men grundsätzlich ablehnt.

Viertens: Ein zentraler Punkt ist für mich die klare 
Ablehnung von Schiedsgerichten, die Unternehmen zum 
Beispiel Klagemöglichkeiten gegen Staaten im Zusam-
menhang mit Investitionsschutz und vielem mehr er-
möglichen. Ich sehe in diesen Konstruktionen Versuche, 
demokratische Strukturen zu unterlaufen.

Gerold Reichenbach (SPD): Es ist das gute Recht 
der Opposition, Anträge zu stellen, um die Regierungs-
koalition unter Zugzwang zu setzen. Zudem gibt es auch 
die Möglichkeit, Passagen aus Wahlprogrammen anderer 
Parteien zu entnehmen und zur Abstimmung zu stellen, 
um einer Fraktion dann Unglaubwürdigkeit zu unterstel-
len. Das ist die offensichtliche Motivation des Entschlie-
ßungsantrags der Linken. Ihr geht es dabei ganz offen-
kundig nicht um die Sache, zumal sie selbst die putative 
Ablehnung des Abkommens ohne Ansehung der endgül-
tigen Inhalte fordert und auch jedem Versuch, die Inhalte 
im Rahmen weiterer Verhandlungen positiv zu gestalten, 
eine Absage erteilt.

Alle Fraktionen im Deutschen Bundestag sind zumin-
dest in einem Bundesland bereits einmal in Regierungs-
verantwortung gewesen und wissen sehr genau, dass in 
einer Koalition zunächst versucht wird, gemeinsame Lö-
sungen und Kompromisse zu entwickeln.

Bei Abstimmungen mit erheblicher Reichweite oder 
auch bei Gewissensfragen nehme ich für mich das Recht 
eines jeden Abgeordneten nach Artikel 38 Absatz 1 des 
Grundgesetzes in Anspruch.

Beschlüsse über die Freihandelsabkommen CETA 
und TTIP könnten entsprechende Abstimmungen sein. 
Heute wird jedoch nicht über die Abkommen abge-
stimmt. Es liegen lediglich Anträge anderer Fraktionen 
vor, die lediglich das Ziel haben, eine Scheinentschei-
dung propagandistisch auszunutzen. Unabhängig von 
meiner kritischen Einstellung gegenüber den Abkom-
men werde ich ein solches Vorgehen nicht unterstützen. 
Eine pauschale bedingungslose Ablehnung internationa-
ler Abkommen ohne Ansehung der Verhandlungsmög-
lichkeit und des endgültigen Inhaltes ist nicht zielfüh-
rend. Sie ist vielmehr Ausdruck politischer 
Gestaltungsunfähigkeit.

Ich will die Verhandlungen kritisch begleiten und 
Einfluss nehmen. Darum begrüße ich, dass Bundeswirt-
schaftsminister Gabriel und andere mit der Schaffung ei-
nes Beirates Transparenz und Beteiligungsmöglichkei-
ten der Zivilgesellschaft in diesen komplexen Fragen 
ermöglicht haben. Die großen Herausforderungen der 
Zukunft werden nur mit internationalen Vereinbarungen 
gelöst werden können. Auf der anderen Seite dürfen ent-
sprechende Abkommen nicht dazu genutzt werden, de-
mokratische Grundprinzipien außer Kraft zu setzen.

Ich vertrete die Auffassung, dass der Deutsche Bun-
destag über die Freihandelsabkommen CETA und TTIP 
abstimmen muss. Aktuell liegt noch kein Abkommen 
vor, über das der Deutsche Bundestag abstimmen 
könnte.

Die Anforderungen, die ich für mich an eine Zustim-
mung zu den Abkommen stelle, sind von Bundeswirt-
schaftsminister Gabriel und dem DGB in einem Posi-
tionspapier zum Freihandelsabkommen TTIP 
veröffentlicht. Der SPD-Parteikonvent hat dieses Posi-
tionspapier am vergangenen Samstag ebenfalls beschlos-
sen und gleichzeitig die darin enthaltenen Aussagen und 
aufgezeigten roten Linien auf das Abkommen mit 
Kanada, CETA, bezogen (www.spd.de/linkableblob/
123760/data/20140920_parteikonvent_beschluss_ttip.pdf).
Die darin getroffenen Aussagen teile ich vollständig.

Meine Ablehnung der Anträge der Linken ist deshalb 
weder eine grundsätzliche Zustimmung zu den Abkom-
men noch ein Verzicht auf die im Beschluss des Partei-
konvents der SPD beschriebenen Bedingungen als Vo-
raussetzung für eine Zustimmung.

Anlage 10 

Erklärungen nach § 31 GO

zu den namentlichen Abstimmungen über 
die Entschließungsanträge der Abgeordneten 
Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE

– Drucksachen 18/2612, 18/2611 –

zu der Beratung der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Große Anfrage der Abgeordneten 
Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE 

– Drucksachen 18/432, 18/2100 –

Soziale, ökologische, ökonomische und politi-
sche Effekte des EU-USA-Freihandelsabkom-
mens

(Tagesordnungspunkt 4 a),

zu der namentlichen Abstimmung über den 
Antrag der Abgeordneten Katharina Dröge, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Für fairen Handel ohne Klageprivilegien für 
Konzerne

– Drucksachen 18/1458, 18/2646 –

(Zusatztagesordnungspunkt 3)


